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Öffentlicher Auftraggeber: < Name eintragen >
< Titel des Programms >
Leitlinien für die
Beantragung von Zuschüssen

[Haushaltslinie(n) < Nummern]
[xx. Europäischer Entwicklungsfonds] >
Referenz: < Nummer der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen >
Frist für die Einreichung der Vorschläge: < Datum >
HINWEIS
[Anpassung dieser Standardleitlinien für die Beantragung von Zuschüssen:
Wenn Text in spitzen Klammern < ... > angegeben ist, tragen Sie die für die betreffende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen relevanten Informationen ein.
Sätze in eckigen Klammern [ ] sind nur bei Bedarf einzufügen, grau hinterlegte Absätze sollten nur in Ausnahmefällen geändert werden, je nach den Anforderungen der betreffenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen.
Alle übrigen Teile dieser Standardleitlinien sollten nur geändert werden, wenn eine Ausnahmeregelung von der betreffenden Dienststelle genehmigt wurde. Vergessen Sie bitte nicht, in der endgültigen Fassung diesen Absatz, den übrigen gelb hervorgehobenen Text und alle Klammern zu löschen.]
Hinweis
Wenn es sich um eine nichtoffene Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen handelt: [Dies ist eine nichtoffene Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen. Zunächst sind nur die Konzeptpapiere für die Bewertung einzureichen. Anschließend werden Antragsteller, deren Konzeptpapier in der Vorauswahl berücksichtigt wurde, zur Einreichung des Vollantragsformulars aufgefordert. Nach der Bewertung der Vollanträge werden die vorläufig ausgewählten Anträge auf ihre Förderfähigkeit überprüft. Diese Überprüfung wird auf der Grundlage der vom öffentlichen Auftraggeber verlangten Nachweise und der dem Antrag beigefügten unterzeichneten „Erklärung des Antragstellers“ durchgeführt.]
Wenn es sich um eine offene Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen handelt: [Dies ist eine offene Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, in der alle Unterlagen (Konzeptpapier und Vollantrag) innerhalb derselben Phase eingereicht werden. Zunächst werden jedoch nur die Konzeptpapiere bewertet. Anschließend wird eine Bewertung der Vollanträge der Antragsteller durchgeführt, deren Konzeptpapier in der Vorauswahl berücksichtigt wurde. Nach der Bewertung des Vollantrags werden die vorläufig ausgewählten Anträge auf ihre Förderfähigkeit überprüft. Diese Überprüfung wird auf der Grundlage der vom öffentlichen Auftraggeber verlangten Nachweise und der dem Antrag beigefügten unterzeichneten „Erklärung des Antragstellers“ durchgeführt.]
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1.
<TITEL DES PROGRAMMS EINTRAGEN>
1.1
Hintergrund
Beschreibung des historischen Hintergrunds des Programms. Maximale Länge: ½ Seite.
1.2
Ziele des Programms und Prioritäten
Beschreibung der Ziele und Prioritäten des von dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen abgedeckten Programms. Hinweis: Es sollten nur wenige Prioritäten (z. B. drei) angegeben werden; die Ziele und Prioritäten sollten einen Hinweis darauf geben, welche Arten von Aktionen vorgeschlagen werden sollten, um als förderfähig anerkannt zu werden.
Das globale Ziel dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ist:
Das oder die spezifischen Ziele dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen sind:
1.3
Vom Öffentlichen Auftraggeber bereitgestellte Mittel
Für diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen steht ein Richtbetrag von insgesamt < ... > EUR zur Verfügung. Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, nicht alle zur Verfügung stehenden Mittel zu vergeben.
[Bei Losen: Richtgröße für die Mittelverteilung nach Los/geografische Verteilung:
Falls der für ein spezifisches Los vorgesehene Mindestprozentsatz aufgrund einer unzureichenden Qualität oder der Anzahl der eingegangenen Vorschläge nicht angewandt werden kann, behält sich der öffentliche Auftraggeber das Recht vor, die verbleibenden Mittel für ein anderes Los zu vergeben.]
Höhe der Zuschüsse
Jeder im Rahmen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen vergebene Zuschuss muss zwischen dem folgenden Höchst- und Mindestbetrag liegen:
· Mindestbetrag: < Betrag > EUR
· Höchstbetrag: < Betrag > EUR
[Ein Zuschuss muss mindestens ... % der insgesamt förderfähigen Kosten der Maßnahme abdecken.]
Des Weiteren darf ein Zuschuss höchstens < ... % > der in Betracht kommenden Gesamtkosten der Maßnahme betragen (siehe auch Abschnitt 2.1.4). Der Restbetrag ist aus eigenen Mitteln des Antragstellers oder seiner Partnerorganisationen oder aus anderen Quellen als dem EU-Haushalt oder dem Europäischen Entwicklungsfonds zu finanzieren.
[Falls zutreffend (siehe Abschnitt 6.2.9 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen): Der Zuschuss kann die gesamten Kosten der Maßnahme abdecken, sofern dies für ihre Ausführung als notwendig erachtet wird. In diesem Fall muss der Antragsteller die Vollfinanzierung in Abschnitt 1.3 des Zuschussantragsformulars begründen.]
2.
VORSCHRIFTEN FÜR DIESE AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG VON VORSCHLÄGEN
Die vorliegenden Leitlinien erläutern die Regelungen für die Einreichung, die Auswahl und die Durchführung der Maßnahmen, die im Rahmen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen finanziert werden, gemäß den Bestimmungen des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen, das für diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen Geltung hat (im Internet verfügbar unter: http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/implementation/index_en.htm).
2.1
Förderkriterien
Es gibt drei Gruppen von Förderkriterien; sie betreffen:
Antragsteller, die einen Zuschuss beantragen (2.1.1) und ihre Partner (2.1.2);
Maßnahmen, für die ein Zuschuss vergeben werden kann (2.1.3);
die Kosten, die bezuschusst werden können (2.1.4). 
2.1.1
Förderfähigkeit der Antragsteller: Wer kann einen Antrag stellen?
(1) Um für einen Zuschuss in Betracht zu kommen, müssen die Antragsteller:
die relevanten Kriterien angeben, die unter angemessener Beachtung der in dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen genannten Ziele und Prioritäten aufzustellen sind und die den Grundsätzen der Transparenz und der Nichtdiskriminierung entsprechen;
· [juristische Personen [oder eine Organisation ohne Rechtspersönlichkeit 
] sein und]
· [ohne Erwerbszweck tätig sein und]
· [spezielle Arten von Organisationen sein, z. B. Nichtregierungsorganisationen, Akteure im öffentlichen Sektor, örtliche Behörden, internationale (zwischenstaatliche) Organisationen nach Artikel 43 der Durchführungsbestimmungen zur EG-Haushaltsordnung 
 und]
· die Staatsangehörigkeit 
 eines Mitgliedstaats der Europäischen Union besitzen < andere entsprechend des Basisrechtsaktes förderfähige Länder angeben >; diese Verpflichtung gilt nicht für internationale Organisationen; und]
· selbst für die Vorbereitung und die Verwaltung der Maßnahme mit ihren Partnern verantwortlich sein und dürfen nicht als Vermittler handeln und
· [< gegebenenfalls weitere Förderkriterien (diese Kriterien müssen messbar sein) >].
(2) Potenzielle Antragsteller dürfen nicht an der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen teilnehmen und dürfen keine Zuschüsse erhalten, wenn sie sich in einer der Situationen befinden, die im Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen aufgeführt sind (im Internet abrufbar unter: http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/implementation/index_en.htm).
In [nichtoffen: Teil A Abschnitt III/offen: Teil B Abschnitt VI] des Zuschussantragsformulars („Erklärung des Antragstellers“) müssen die Antragsteller erklären, dass keiner dieser Ausschlussgründe auf sie zutrifft.
2.1.2
Partnerschaften und Förderfähigkeit der Partner
Antragsteller [können einzeln oder mit Partnerorganisationen handeln] oder, wenn eine Partnerschaft gemäß des Programms zwingend erforderlich ist: [müssen mit Partnerorganisationen handeln, wie nachstehend beschrieben].
[Partner
Wenn eine Partnerschaft zwingend erforderlich ist, geben Sie die Mindestanforderungen für die Art und/oder die Anzahl der an der Maßnahme zu beteiligenden Partner an.]
Die Partner des Antragstellers nehmen an der Vorbereitung und Durchführung der Maßnahme teil, und die ihnen entstehenden Kosten sind in gleicher Weise förderfähig wie die dem Zuschussempfänger entstehenden Kosten. Sie müssen daher dieselben Förderkriterien erfüllen wie der Zuschussempfänger. [Zusätzlich zu den in Abschnitt 2.1.1 angegebenen Kategorien sind folgende ebenfalls förderfähig: < .. >.]
Folgende sind keine Partner und brauchen die „Partnerschaftserklärung“ nicht zu unterzeichnen:
· Beteiligte Organisationen
An dem Projekt können auch andere Organisationen beteiligt werden. Sie spielen bei der Maßnahme eine wichtige Rolle, dürfen jedoch keine Zuschussmittel erhalten, abgesehen von Tagegeld und Reisekosten. Beteiligte Organisationen brauchen die in Abschnitt 2.1.1 angegebenen Förderkriterien nicht zu erfüllen. Die beteiligten Organisationen müssen im Zuschussantragsformular in Teil B Abschnitt IV „Andere an der Maßnahme beteiligte Organisationen des Antragstellers“ aufgeführt werden.
· Unterauftragnehmer
Die Zuschussempfänger können Aufträge an Unterauftragnehmer vergeben. Unterauftragnehmer sind weder Partner noch beteiligte Organisationen; für sie gelten die Beschaffungsregeln in Anhang IV des Standardzuschussvertrags.
Die Federführung liegt beim Antragsteller, der – sofern er ausgewählt wird – auch Vertragspartei („Zuschussempfänger“) wird.
2.1.3
Förderfähige Maßnahmen: Für welche Maßnahmen kann ein Antrag gestellt werden?
Begriffsbestimmung: Eine Maßnahme (oder ein Projekt) besteht aus einer Reihe von Aktionen.
Dauer
Die [ursprünglich] geplante Dauer einer Maßnahme muss [mindestens < Monate >] und darf höchstens < Monate > betragen.
Sektoren oder Themen
< Spezielle Sektoren oder Themen, auf die sich die Maßnahmen beziehen müssen >
Ort
Die Maßnahmen müssen in einem oder mehreren der folgenden Länder stattfinden: < ... >.
(Siehe Abschnitt 1.3)
Art der Maßnahmen
< Art der Maßnahmen, die im Rahmen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen förderfähig sind >
Art der Aktionen
< Art der Aktionen, die im Rahmen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen förderfähig sind >
[Untervergabe von Zuschüssen
Um die Erreichung der Ziele der Maßnahme zu unterstützen und insbesondere wenn die Durchführung der vom Antragsteller vorgeschlagenen Maßnahme es erfordert, Dritten finanzielle Unterstützung zu gewähren, kann der Antragsteller die Untervergabe von Zuschüssen vorschlagen. Die Untervergabe von Zuschüssen darf jedoch nicht der Hauptzweck der Maßnahme sein und ist hinreichend zu begründen.
Wenn der Antragsteller die Untervergabe von Zuschüssen vorsieht, muss er in seinem Antrag den Gesamtbetrag der gegebenenfalls unterzuvergebenden Zuschüsse sowie den Mindest- und Höchstbetrag pro untervergebenem Zuschuss angeben. Dem Antrag ist eine Liste mit der Art der Aktionen beizufügen, die gegebenenfalls für die Untervergabe von Zuschüssen in Betracht kommen; außerdem sind die Kriterien anzugeben, die für die Auswahl der Empfänger dieser untervergebenen Zuschüsse gelten. An einen Dritten können maximal 10 000 EUR als Zuschuss untervergeben werden; der Gesamtbetrag der an Dritte untervergebenen Zuschüsse ist auf 100 000 EUR begrenzt.]
Folgende Arten von Maßnahmen kommen für eine Finanzierung nicht in Betracht:
· Maßnahmen, die sich ausschließlich oder hauptsächlich auf die finanzielle Unterstützung der Teilnahme Einzelner an Workshops, Seminaren, Konferenzen oder Kongressen beziehen;
· ausschließlich oder hauptsächlich auf Studien- oder Ausbildungsstipendien für Einzelne bezogene Maßnahmen;
· [... andere angeben].
Anzahl der Anträge und Zuschüsse je Antragsteller
Ein Antragsteller < darf/darf nicht > mehr als < ... > Antrag/Anträge [pro Los] im Rahmen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen einreichen.
Ein Antragsteller < darf/darf nicht > mehr als < ... > Zuschuss/Zuschüsse [pro Los] im Rahmen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen erhalten.
Ein Antragsteller < darf/darf nicht > gleichzeitig Partner in einem anderen Antrag sein.
Partner < dürfen/dürfen nicht > sich an mehreren Anträgen beteiligen.
2.1.4
Förderfähigkeit der Kosten: Für welche Kosten kann der Zuschuss gewährt werden?
Nur „förderfähige Kosten“ kommen für einen Zuschuss in Betracht. Die als förderfähig bzw. nicht förderfähig geltenden Kostenkategorien sind unten angegeben. Die im Budget angegebenen Beträge stellen einen Voranschlag und gleichzeitig die Obergrenze für die „förderfähigen Kosten“ dar. Die förderfähigen Kosten müssen auf den nachgewiesenen tatsächlichen Kosten basieren (davon ausgenommen sind Aufenthaltskosten und indirekte Kosten, die pauschal bezuschusst werden). [Geben Sie an, ob Pauschalfinanzierungen, Finanzierungen auf der Grundlage von Pauschaltarifen oder eine Kombination dieser verschiedenen Zuschussformen möglich sind: eine oder mehrere mit einem Wert pro Einheit von höchstens 25 000 EUR für eine oder mehrere Kategorien der förderfähigen Kosten; Grundlage hierfür muss eine in einem Beschluss der Europäischen Kommission festgelegte Kostenschätzung sein, die auf objektiven Instrumenten wie statistischen Daten beruht, um somit relativ sicher zu sein, dass diese Pauschalbeträge keine Gewinnmöglichkeit enthalten. Bei Verwendung von Pauschalfinanzierungen, Finanzierungen auf der Grundlage von Pauschaltarifen oder einer Kombination davon muss der Standardzuschussvertrag geändert werden (mit Ausnahme von Aufenthaltskosten und indirekten Kosten), da es sich hierbei um eine Ausnahmeregelung handelt.]
Die Empfehlung für die Vergabe eines Zuschusses hängt immer davon ab, dass sich bei der Überprüfung vor der Unterzeichnung des Vertrags keine Probleme ergeben, die eine Änderung des Budgets erforderlich machen (z. B. Rechenfehler, Ungenauigkeiten oder unrealistische Kosten sowie weitere nicht förderfähige Kosten). Aufgrund dieser Überprüfung kann der öffentliche Auftraggeber Erläuterungen verlangen und Änderungen oder Kürzungen vornehmen, um diesen Fehlern oder Ungenauigkeiten Rechnung zu tragen. Der Zuschussbetrag und der Kofinanzierungsanteil werden infolge dieser Berichtigungen nicht erhöht.
Es liegt daher im Interesse des Antragstellers, ein realistisches und kostenwirksames Budget vorzulegen.
Förderfähige direkte Kosten
Um im Rahmen der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen förderfähig zu sein, müssen die Kosten die Bestimmungen von Artikel 14 der Allgemeinen Bedingungen für den Standardzuschussvertrag erfüllen (siehe Anhang F der Leitlinien).
Rückstellung für unvorhergesehene Ausgaben
In das Budget der Maßnahme kann eine Rückstellung für unvorhergesehene Ausgaben von höchstens 5 % der förderfähigen direkten Kosten aufgenommen werden. Diese Rückstellung kann nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers in Anspruch genommen werden.
Förderfähige indirekte Kosten (Gemeinkosten)
Indirekte Kosten, die bei der Durchführung der Maßnahme anfallen, können pauschal bezuschusst werden, wobei die Pauschale 7 % des Gesamtbetrags der förderfähigen direkten Kosten nicht überschreiten darf.
Wenn der Antragsteller einen aus dem EU-Haushalt finanzierten Betriebskostenzuschuss erhält, können in dem für die Maßnahme vorgeschlagenen Budget keine indirekten Kosten geltend gemacht werden.
Sachleistungen
Alternative 1 (Sachleistungen sind nicht zulässig): [Sachleistungen stellen keine tatsächlichen Ausgaben und damit keine förderfähigen Kosten dar. Sie dürfen nicht als Kofinanzierung durch den Zuschussempfänger behandelt werden.
Die Kosten für das mit der Maßnahme befasste Personal sind keine Sachleistung und können im Budget der Maßnahme als Kofinanzierung behandelt werden, wenn sie vom Zuschussempfänger oder seinen Partnern getragen werden.
Sind die Sachleistungen in der Beschreibung der Maßnahme vorgesehen, so sind sie ungeachtet des Obenstehenden zu erbringen.]
Alternative 2 (Sachleistungen sind zulässig): [Der öffentliche Auftraggeber kann die Kofinanzierung in Form von Sachleistungen zulassen, wenn dies als notwendig oder angemessen erachtet wird. In diesem Fall darf der Wert der Sachleistungen die folgenden Kosten nicht überschreiten:
a) entweder die tatsächlich entstandenen, in Rechnungsunterlagen ordnungsgemäß nachgewiesenen Kosten;
b) oder die auf dem betreffenden Markt allgemein üblichen Kosten.
Sachleistungen in Form von Immobilien gehen nicht in die Berechnung des Kofinanzierungsbetrags ein.]
Wenn eine Kofinanzierung in Form von Sachleistungen vorgeschlagen wird, müssen diese in Anhang B (Arbeitsblatt 2) der Leitlinien für Antragsteller in Bezug auf die voraussichtlichen Finanzierungsquellen für die Maßnahme aufgeführt werden.]
Hinweis: Angesichts der schwierigen Bewertung von Sachleistungen sollte der öffentliche Auftraggeber, falls Sachleistungen als Kofinanzierung zulässig sind, diese nur in Ausnahmefällen akzeptieren, wobei diese Sachleistungen einer möglichen Bewertung unterzogen werden.
Nicht förderfähige Kosten
Die folgenden Kosten sind nicht förderfähig:
· Verbindlichkeiten und Rückstellungen für Verluste oder künftige Verbindlichkeiten;
· Zinsaufwendungen;
· bereits aus anderer Quelle finanzierte Posten;
· Erwerb von Immobilien, es sei denn, sie sind für die Durchführung der Maßnahme unmittelbar erforderlich; in diesem Fall ist das Eigentum spätestens bei Abschluss der Maßnahme den örtlichen Partnern des Zuschussempfängers bzw. den Endbegünstigten der Maßnahme zu übertragen;
· Wechselkursverluste;
· Steuern, einschließlich der Mehrwertsteuer, es sei denn, sie kann vom Zuschussempfänger (oder gegebenenfalls seinen Partnern) nicht zurückgefordert werden und die Einziehung von Steuern ist nach den geltenden Vorschriften zulässig.
2.2
Verfahren DER Antragstellung
Die vorherige Registrierung in PADOR ist für diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen [zwingend erforderlich (im Falle zentral verwalteter Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen).] [nicht erforderlich (in allen anderen Fällen).]
Nur bei zentral verwalteten Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen: 
[Bei nichtoffenen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen: 
- Phase 1, Konzeptpapier: Die Registrierung in PADOR ist für Antragsteller, die einen Zuschuss über 25 000 EUR beantragen, zwingend erforderlich. 
Eine Registrierung ist nicht erforderlich, aber empfehlenswert für:
- Antragsteller, die einen Zuschuss von 25 000 EUR oder weniger beantragen,
- die Partner

- Phase 2, Vollvorschlag: Die Registrierung in PADOR ist für alle vorausgewählten Antragsteller und all ihre Partner zwingend erforderlich.]

[Bei offenen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen:
Die Registrierung ist für alle Antragsteller und ihre Partner zwingend erforderlich.]

PADOR ist eine On-line-Datenbank, in der sich Organisationen registrieren und ihre Daten regelmäßig aktualisieren können. Sie ist über die Europeaid-Website zugänglich: http://ec.europa.eu/europeaid/work/onlineservices/pador/index_en.htm 
Bevor Sie Ihre Organisation in PADOR registrieren, konsultieren Sie bitte den auf der Website abrufbaren Leitfaden („Quick Guide“). Darin ist erläutert, wie bei der Registrierung vorzugehen ist.
In der Papierversion des Vorschlags ist die EuropeAid-Kennung (EID) anzugeben. Um diese Kennung zu erhalten, muss Ihre Organisation die zwingend erforderlichen Daten (jeweils in die Felder mit orangener Schrift) und die dazugehörigen Nachweise (siehe Abschnitt 2.4) in PADOR registrieren, speichern und „unterzeichnen“ (zur Bestätigung der Verbindlichkeit der Angaben).
Ungeachtet der vorstehenden Ausführungen kann der Antragsteller eine Ausnahmeregelung hinsichtlich der Registrierung seiner Organisation in PADOR beantragen. Ein begründeter Antrag auf eine Ausnahmeregelung ist spätestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Vorschläge an den öffentlichen Auftraggeber an die in diesen Leitlinien angegebene Anschrift zu senden. Der öffentliche Auftraggeber muss spätestens 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Vorschläge antworten. Die Begründung der Ausnahmeregelung muss darauf beruhen, dass es dem Antragsteller objektiv unmöglich ist, Zugang zu der für die Registrierung in PADOR erforderlichen Technologie zu erhalten. Diese objektive Unmöglichkeit muss außerhalb der Kontrolle des Antragstellers liegen und muss grundsätzlich allgemeiner Art sein (d. h. sie liegt nicht im Bereich der spezifischen eigenen Umstände des Antragstellers). Der Antragsteller sollte, wenn möglich, Nachweise für seinen Antrag auf eine Ausnahmeregelung vorlegen. Der öffentliche Auftraggeber hat seine Antwort zu begründen. Die Ausnahmeregelung bezieht sich nur auf den Antragsteller, der sie beantragt, und gilt nur im Zusammenhang mit einer bestimmten Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, es sei denn, der öffentliche Auftraggeber sieht Gründe für die Billigung einer allgemeinen Ausnahmeregelung für die betreffende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen. In diesem Fall erfasst die Europäische Kommission die Daten in PADOR. Wenn die Organisation ihre Daten später selbst aktualisieren möchte, muss sie den Zugriff beantragen.
[Nichtoffene Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen
2.2.1
Inhalt des Konzeptpapiers
Anträge müssen gemäß den Hinweisen für die Abfassung des Konzeptpapiers eingereicht werden, die in dem diesen Leitlinien beigefügten Zuschussantragsformular (Anhang A) enthalten sind.
Die Anträge müssen in < englischer, französischer, spanischer oder portugiesischer Sprache > abgefasst sein.
Im Konzeptpapier muss der Antragsteller nur eine Schätzung der Gesamtkosten der Maßnahme angeben zusammen mit der Höhe des Beitrags und des prozentualen Anteils, den er vom öffentlichen Auftraggeber beantragt. Nur Antragsteller, die in der zweiten Phase zur Einreichung eines Vollantrags aufgefordert werden, müssen ein detailliertes Budget vorlegen. Dieses detaillierte Budget darf von der anfänglichen Schätzung nicht mehr als 20 % abweichen. Dem Antragsteller steht es frei, den Prozentsatz der erforderlichen Kofinanzierung innerhalb des Mindest- und Höchstbetrags der Kofinanzierung anzupassen, wie in den vorliegenden Leitlinien dargelegt.
Fehler oder wesentliche Abweichungen zu den in den Hinweisen für die Abfassung des Konzeptpapiers aufgeführten Punkten können die Ablehnung des Konzeptpapiers zur Folge haben.
Klarstellungen werden nur gefordert, wenn die gelieferten Informationen unklar sind und der öffentliche Auftraggeber daher keine objektive Bewertung durchführen kann.
Handschriftliche Konzeptpapiere werden nicht akzeptiert.
Bitte beachten Sie, dass nur das Konzeptpapierformular bewertet wird. Deshalb ist es von größter Bedeutung, dass dieses Dokument ALLE einschlägigen Informationen über die Maßnahme enthält. Zusätzliche Anhänge sind nicht einzureichen.
2.2.2
Wie und wo werden die Konzeptpapiere eingereicht?
Das Konzeptpapier ist zusammen mit der Checkliste zum Konzeptpapier (Teil A Abschnitt II des Zuschussantragsformulars) und der Erklärung des Antragstellers zum Konzeptpapier (Teil A Abschnitt III des Zuschussantragsformulars) in einem Original und in < x (aus Gründen der Umweltfreundlichkeit sollten so wenige Kopien wie möglich verlangt werden) > DIN-A4-Kopien, jeweils gebunden, einzureichen.
Die Konzeptpapiere müssen ebenfalls in elektronischem Format (CD-ROM) eingereicht werden. Das elektronische Format muss genau denselben Antrag wie die beigefügte Papierversion enthalten.
Reicht ein Antragsteller verschiedene Konzeptpapiere ein (sofern dies gemäß den Leitlinien für die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zulässig ist), muss jedes Konzeptpapier separat gesendet werden.
Der äußere Umschlag ist mit der Referenznummer und dem Titel der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, [der Nummer und der Bezeichnung des Loses,] dem vollständigen Namen und der Anschrift des Antragstellers und dem Vermerk „Not to be opened before the opening session“ und < „dem entsprechenden Satz in der Landessprache“ > zu versehen.
Konzeptpapiere sind in einem versiegelten Umschlag per Einschreiben oder durch einen privaten Kurierdienst an folgende Anschrift zu senden oder persönlich bei der nachstehend angegebenen Dienststelle abzugeben (der Überbringer erhält eine unterzeichnete und datierte Empfangsbestätigung):
Postanschrift
< Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
Anschrift für persönliche Abgabe oder Zustellung durch einen privaten Kurierdienst
< Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
Konzeptpapiere, die auf anderem Wege (z. B. per Fax oder E-Mail) übermittelt oder bei einer anderen Dienststelle abgegeben werden, können nicht berücksichtigt werden.
Die Antragsteller müssen anhand der Checkliste zum Konzeptpapier (Teil A Abschnitt II des Zuschussantragsformulars) überprüfen, dass ihr Konzeptpapier vollständig ist. Unvollständige Konzeptpapiere können abgelehnt werden.
2.2.3
Frist für die Einreichung der Konzeptpapiere
Ist nur eine Frist angegeben, dann ist folgender Text zu verwenden: [Der letzte Termin für die Einreichung des Konzeptpapiers ist der < Datum >; als Nachweis gilt das Versanddatum, der Poststempel oder das Datum des Lieferscheins. Bei der persönlichen Abgabe ist der letzte Termin für die Einreichung des Konzeptpapiers < x Uhr Ortszeit >; als Nachweis gilt die unterzeichnete und datierte Empfangsbestätigung. Konzeptpapiere, die nach Ablauf dieser Frist eingehen, werden automatisch abgelehnt.]
Aus Gründen der Verwaltungseffizienz kann der öffentliche Auftraggeber jedoch Konzeptpapiere, die nach dem effektiven Zeitpunkt der Genehmigung der Bewertung des Konzeptpapiers eingehen, zurückweisen (siehe den vorläufigen Zeitplan in Abschnitt 2.5.2).
Sind mehrere Fristen angegeben, dann ist folgender Text zu verwenden: [Für die Einreichung des Konzeptpapiers gibt es < x > Fristen im Jahr < Jahr >: < Termine >, < x Uhr Ortszeit >; als Nachweis gilt das Versanddatum, der Poststempel oder das Datum des Lieferscheins. Bei der persönlichen Abgabe ist der letzte Termin für die Einreichung des Konzeptpapiers < x Uhr Ortszeit >; als Nachweis gilt die unterzeichnete und datierte Empfangsbestätigung.
Konzeptpapiere, die nach Ablauf der ersten Frist eingehen, werden automatisch in die nächste Gruppe von Anträgen aufgenommen.
Konzeptpapiere, die nach Ablauf der letzten Frist eingehen, werden automatisch abgelehnt.]
2.2.4
Weitere Informationen zu Konzeptpapieren
[Eine Informationsveranstaltung zu dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen wird am < Datum >, < Uhrzeit > abgehalten.]
Fragen können Sie per E-Mail [oder Fax] bis spätestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Konzeptpapiere an die nachstehend angegebene(n) Anschrift(en) richten; vergessen Sie bitte nicht, deutlich die Referenznummer der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen anzugeben:
E-Mail-Adresse: < xx@xx.xx >
[Fax: < Nummer >]
Nach diesem Zeitpunkt ist der öffentliche Auftraggeber nicht mehr zu weiteren Klarstellungen verpflichtet.
Die Antworten erfolgen bis spätestens 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Konzeptpapiere.
Im Interesse der Gleichbehandlung der Antragsteller kann der öffentliche Auftraggeber im Vorfeld keine Stellungnahme hinsichtlich der Förderfähigkeit eines Antragstellers, eines Partners, einer Maßnahme oder spezifischer Aktionen abgeben.
Fragen, die auch für andere Antragsteller von Interesse sein könnten, werden gegebenenfalls zusammen mit den Antworten sowie mit anderen für die Antragsteller wichtigen Bekanntmachungen während des Bewertungsverfahrens im Internet auf der EuropeAid-Website unter https://webgate.ec.europa.eu/europeaid/online-services/index.cfm?do=publi.welcome [< andere Websites >] veröffentlicht. Somit wird dringend empfohlen, die oben erwähnte Website regelmäßig aufzurufen, um sich über die veröffentlichten Fragen und Antworten zu informieren.
Alle auf die Registrierung in PADOR bezogenen Fragen richten Sie bitte an den PADOR-Helpdesk:
europeaid-on-line-registration-hd@ec.europa.eu
2.2.5
Vollantragsformular
Antragsteller, die nach der Vorauswahl ihres Konzeptpapiers zur Einreichung eines Vollantragsformulars aufgefordert werden, müssen dieses unter Verwendung von Teil B des diesen Leitlinien beigefügten Antragsformulars (Anhang A) einreichen. Die Antragsteller müssen sich unbedingt an das Format des Antragsformulars halten und die Absätze und Seiten in der entsprechenden Reihenfolge ausfüllen.
Bestandteile, die im Konzeptpapier enthalten sind, können im Vollantragsformular nicht geändert werden. Das detaillierte Budget (Beträge bitte ohne Dezimalstellen angeben) darf von der anfänglichen Schätzung nicht mehr als 20 % abweichen; dem Antragsteller steht es frei, den Prozentsatz der erforderlichen Kofinanzierung anzupassen, sofern der in diesem Antragsformular angegebene Mindest- und Höchstbetrag der Kofinanzierung eingehalten wird.
Die Anträge müssen in derselben Sprache wie das Konzeptpapier abgefasst sein.
Bitte füllen Sie das Antragsformular sorgfältig und so eindeutig wie möglich aus, damit es ordnungsgemäß bewertet werden kann.
Alle Fehler im Zusammenhang mit den in der Checkliste aufgeführten Punkten (Teil B Abschnitt V des Zuschussantragsformulars) oder jede größere Unstimmigkeit im Vollantragsformular (z. B. die im Budget angegebenen Beträge stimmen nicht mit den Beträgen im Vollantragsformular überein) können zur Ablehnung des Antrags führen.
Klarstellungen werden nur gefordert, wenn die gelieferten Informationen unklar sind und der öffentliche Auftraggeber daher keine objektive Bewertung durchführen kann.
Handschriftliche Anträge werden nicht akzeptiert.
Hinweis: Nur das Vollantragsformular und die auszufüllenden veröffentlichten Anhänge (Budget, Projektplanungsübersicht) werden den Bewertern und Bewertungssachverständigen übermittelt. Deshalb ist es von größter Bedeutung, dass diese Unterlagen ALLE einschlägigen Informationen über die Maßnahme enthalten. Zusätzliche Anhänge sind nicht einzureichen.
2.2.6
Wie und wo wird das Vollantragsformular eingereicht?
Anträge sind in einem versiegelten Umschlag per Einschreiben oder durch einen privaten Kurierdienst an folgende Anschrift zu senden oder persönlich bei der nachstehend angegebenen Dienststelle abzugeben (der Überbringer erhält eine unterzeichnete und datierte Empfangsbestätigung):
Postanschrift
< Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
Anschrift für persönliche Abgabe oder Zustellung durch einen privaten Kurierdienst
< Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
Anträge, die auf anderem Wege (z. B. per Fax oder E-Mail) übermittelt oder bei einer anderen Dienststelle abgegeben werden, können nicht berücksichtigt werden.
Anträge sind in einem Original und in < x (aus Gründen der Umweltfreundlichkeit sollten so wenige Kopien wie möglich verlangt werden) > DIN-A4-Kopien, jeweils gebunden, einzureichen. Das Vollantragsformular, das Budget und die Projektplanungsübersicht müssen ebenfalls in elektronischem Format (CD-ROM), jeweils in einer separaten und einzelnen Datei (z. B. darf das Vollantragsformular nicht in verschiedene Dateien aufgeteilt werden), eingereicht werden. Das elektronische Format muss genau denselben Antrag wie die Papierversion enthalten.
Die Checkliste (Teil B Abschnitt V des Zuschussantragsformulars) und die Erklärung des Antragstellers (Teil B Abschnitt VI des Zuschussantragsformulars) müssen getrennt zusammengeheftet in den Umschlag gelegt werden.
Reicht ein Antragsteller verschiedene Anträge ein (sofern dies gemäß den Leitlinien für die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zulässig ist), muss jeder Antrag separat gesendet werden.
Der äußere Umschlag ist mit der Referenznummer und dem Titel der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, der Nummer und der Bezeichnung des Loses, dem vollständigen Namen und der Anschrift des Antragstellers und dem Vermerk „Not to be opened before the opening session“ und < „dem entsprechenden Satz in der Landessprache“ > zu versehen.
Die Antragsteller müssen anhand der Checkliste (Teil B Abschnitt V des Zuschussantragsformulars) überprüfen, dass ihr Antrag vollständig ist. Unvollständige Anträge werden abgelehnt.
2.2.7
Frist für die Einreichung des Vollantragsformulars
Ist nur eine Frist angegeben, dann ist folgender Text zu verwenden: [Die Frist für die Einreichung der Anträge wird in einem Schreiben an die Antragsteller bekanntgegeben, deren Antrag in der Vorauswahl berücksichtigt wurde.
Aus Gründen der Verwaltungseffizienz kann der öffentliche Auftraggeber jedoch Anträge, die nach dem effektiven Zeitpunkt der Genehmigung des Bewertungsberichts über das Vollantragsformular eingehen, zurückweisen (siehe den vorläufigen Zeitplan in Abschnitt 2.5.2).
2.2.8
Weitere Informationen zum Vollantragsformular
Fragen können Sie per E-Mail [oder Fax] bis spätestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Anträge an die nachstehend angegebenen Anschriften richten; vergessen Sie bitte nicht, deutlich die Referenznummer der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen anzugeben:
E-Mail-Adresse: < xx@xx.xx >
[Fax: < Nummer >]
Nach diesem Zeitpunkt ist der öffentliche Auftraggeber nicht mehr zu weiteren Klarstellungen verpflichtet.
Die Antworten erfolgen bis spätestens 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Anträge.
Im Interesse der Gleichbehandlung der Antragsteller kann der öffentliche Auftraggeber im Vorfeld keine Stellungnahme hinsichtlich der Förderfähigkeit eines Antragstellers, eines Partners oder einer Maßnahme abgeben.
Fragen, die auch für andere Antragsteller von Interesse sein könnten, werden zusammen mit den Antworten im Internet unter https://webgate.ec.europa.eu/europeaid/online-services/index.cfm?do=publi.welcome [< andere Websites >] veröffentlicht. Somit wird dringend empfohlen, die oben erwähnte Website regelmäßig aufzurufen, um sich über die veröffentlichten Fragen und Antworten zu informieren.
[Offene Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen
2.2.1
Antragsformular
Anträge müssen gemäß den Hinweisen für die Abfassung des Konzeptpapiers eingereicht werden, die in dem diesen Leitlinien beigefügten Zuschussantragsformular (Anhang A) enthalten sind.
Die Anträge müssen in < englischer, französischer, spanischer oder portugiesischer Sprache > abgefasst sein.
Fehler oder wesentliche Abweichungen zu den in den Hinweisen für die Abfassung des Konzeptpapiers aufgeführten Punkten oder jede größere Unstimmigkeit im Antragsformular (z. B. die im Budget angegebenen Beträge stimmen nicht mit den Beträgen im Antragsformular überein) können zur Ablehnung des Antrags führen.
Klarstellungen werden nur gefordert, wenn die gelieferten Informationen unklar sind und der öffentliche Auftraggeber daher keine objektive Bewertung durchführen kann.
Handschriftliche Anträge werden nicht akzeptiert.
Hinweis: Nur das Antragsformular und die auszufüllenden veröffentlichten Anhänge (Budget, Projektplanungsübersicht) werden bei der Bewertung berücksichtigt. Deshalb ist es von größter Bedeutung, dass diese Unterlagen ALLE einschlägigen Informationen über die Maßnahme enthalten. Zusätzliche Anhänge sind nicht einzureichen.
2.2.2
Wie und wo werden die Anträge eingereicht?
Anträge sind in einem Original und in < x (aus Gründen der Umweltfreundlichkeit sollten so wenige Kopien wie möglich verlangt werden) > DIN-A4-Kopien, jeweils gebunden, einzureichen. Das vollständige Antragsformular (Teil A: Konzeptpapier und Teil B: Vollantragsformular), das Budget und die Projektplanungsübersicht müssen ebenfalls in elektronischem Format (CD-ROM), jeweils in einer separaten und einzelnen Datei (z. B. darf das Antragsformular nicht in verschiedene Dateien aufgeteilt werden), eingereicht werden. Das elektronische Format muss genau denselben Antrag wie die beigefügte Papierversion enthalten.
Die Checkliste (Teil B Abschnitt V des Zuschussantragsformulars) und die Erklärung des Antragstellers (Teil B Abschnitt VI des Zuschussantragsformulars) müssen getrennt zusammengeheftet in den Umschlag gelegt werden.
Reicht ein Antragsteller verschiedene Anträge ein (sofern dies gemäß den Leitlinien für die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zulässig ist), muss jeder Antrag separat gesendet werden.
Der äußere Umschlag ist mit der Referenznummer und dem Titel der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, [der Nummer und der Bezeichnung des Loses,] dem vollständigen Namen und der Anschrift des Antragstellers und dem Vermerk „Not to be opened before the opening session“ und < „dem entsprechenden Satz in der Landessprache“ > zu versehen.
Anträge sind in einem versiegelten Umschlag per Einschreiben oder durch einen privaten Kurierdienst an folgende Anschrift zu senden oder persönlich bei der nachstehend angegebenen Dienststelle abzugeben (der Überbringer erhält eine unterzeichnete und datierte Empfangsbestätigung):
Postanschrift
< Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
Anschrift für persönliche Abgabe oder Zustellung durch einen privaten Kurierdienst
< Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
Anträge, die auf anderem Wege (z. B. per Fax oder E-Mail) übermittelt oder bei einer anderen Dienststelle abgegeben werden, können nicht berücksichtigt werden.
Die Antragsteller müssen anhand der Checkliste (Teil B Abschnitt V des Zuschussantragsformulars) überprüfen, dass ihr Antrag vollständig ist. Unvollständige Anträge werden abgelehnt.
2.2.3
Frist für die Einreichung der Anträge
Ist nur eine Frist angegeben, dann ist folgender Text zu verwenden: [Der letzte Termin für die Einreichung des Antrags ist der < Datum >; als Nachweis gilt das Versanddatum, der Poststempel oder das Datum des Lieferscheins. Bei der persönlichen Abgabe ist der letzte Termin für Einreichung des Antrags < x Uhr Ortszeit >; als Nachweis gilt die unterzeichnete und datierte Empfangsbestätigung. Anträge, die nach Ablauf dieser Frist eingehen, werden automatisch abgelehnt.]
Aus Gründen der Verwaltungseffizienz kann der öffentliche Auftraggeber jedoch Anträge, die nach dem effektiven Zeitpunkt der Genehmigung des ersten Bewertungsschritts (Konzeptpapier) eingehen, zurückweisen (siehe den vorläufigen Zeitplan in Abschnitt 2.5.2).
Sind mehrere Fristen angegeben, dann ist folgender Text zu verwenden: [Für die Einreichung der Anträge gibt es < x > Fristen im Jahr < Jahr >: < Termine >, < x Uhr Ortszeit >.
Anträge, die nach Ablauf der ersten Frist eingehen, werden automatisch in die nächste Gruppe von Anträgen aufgenommen.
Anträge, die nach Ablauf der letzten Frist eingehen, werden automatisch abgelehnt.]
2.2.4
Weitere Informationen zu Anträgen
[Eine Informationsveranstaltung zu dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen wird am < Datum >, < Uhrzeit > abgehalten.]
Fragen können Sie per E-Mail [oder Fax] bis spätestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Anträge an die nachstehend angegebene(n) Anschrift(en) richten; vergessen Sie bitte nicht, deutlich die Referenznummer der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen anzugeben:
E-Mail-Adresse: < xx@xx.xx >
[Fax: < Nummer >]
Nach diesem Zeitpunkt ist der öffentliche Auftraggeber nicht mehr zu weiteren Klarstellungen verpflichtet.
Die Antworten erfolgen bis spätestens 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Anträge.
Im Interesse der Gleichbehandlung der Antragsteller kann der öffentliche Auftraggeber im Vorfeld keine Stellungnahme hinsichtlich der Förderfähigkeit eines Antragstellers, eines Partners, einer Maßnahme oder spezifischer Aktionen abgeben.
Fragen, die auch für andere Antragsteller von Interesse sein könnten, werden zusammen mit den Antworten im Internet auf der EuropeAid-Website unter https://webgate.ec.europa.eu/europeaid/online-services/index.cfm?do=publi.welcome [gegebenenfalls andere Websites] veröffentlicht. Somit wird dringend empfohlen, die oben erwähnte Website regelmäßig aufzurufen, um sich über die veröffentlichten Fragen und Antworten zu informieren.]
Alle auf die Registrierung in PADOR bezogenen Fragen richten Sie bitte an den PADOR-Helpdesk:
europeaid-on-line-registration-hd@ec.europa.eu
2.3
Bewertung und Auswahl der Anträge
Die Anträge werden vom öffentlichen Auftraggeber gegebenenfalls mit Unterstützung externer Bewertungssachverständiger geprüft und bewertet. Alle von den Antragstellern eingereichten Maßnahmen werden entsprechend den folgenden Schritten und Kriterien bewertet:
Ergibt die Prüfung des Antrags, dass die vorgeschlagene Maßnahme die in Abschnitt 2.1.3 dargelegten Förderkriterien nicht erfüllt, führt dies bereits zur Ablehnung des Antrags.
(1) SCHRITT 1: ERÖFFNUNGSSITZUNG UND PRÜFUNG DER EINHALTUNG DER FORMELLEN VORAUSSETZUNGEN
Folgende Aspekte werden bewertet:
· Die Frist für die Einreichung der Vorschläge wurde eingehalten. Wurde die Einreichungsfrist nicht eingehalten, wird der Antrag automatisch [wenn es nur eine Frist gibt: abgelehnt.] [wenn es mehrere Fristen gibt: in die nächste Gruppe von Anträgen aufgenommen.]
· Das [nichtoffen: Konzeptpapier/offen: Antragsformular] erfüllt alle Kriterien, die in den Punkten 1 bis 5 der Checkliste ([nichtoffen: Teil A Abschnitt II/offen: Teil B Abschnitt V] des Zuschussantragsformulars) angegeben sind. Fehlt eine der erforderlichen Informationen oder ist sie fehlerhaft, kann der Antrag allein deshalb abgelehnt und nicht weiter bewertet werden.
Nach der Eröffnungssitzung und der Prüfung der Einhaltung der formellen Voraussetzungen sendet der öffentliche Auftraggeber allen Antragstellern ein Schreiben, in dem diese darüber informiert werden, ob ihr Antrag fristgerecht eingegangen ist, wie die ihnen zugeteilte Referenznummer lautet und ob ihr Antrag für die weitere Bewertung empfohlen wurde.
(2) SCHRITT 2: BEWERTUNG DES KONZEPTPAPIERS
Die Konzeptpapiere, die die erste Prüfung der Einhaltung der formellen Voraussetzungen bestanden haben, werden anschließend in Bezug auf die Relevanz der vorgeschlagenen Maßnahme, ihren Nutzen und ihre Wirksamkeit wie auch ihre Durchführbarkeit und Nachhaltigkeit bewertet. Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, die Konzeptpapiere in berechtigten Fällen nicht weiter zu bewerten (wenn z. B. weniger Vorschläge eingegangen sind als erwartet) [offen: und direkt zur Bewertung der entsprechenden Vollvorschläge überzugehen.] [nichtoffen: und direkt Aufforderungen zur Einreichung eines Vollantrags zu versenden.]
Beachten Sie, dass die für das Konzeptpapier vergebenen Punktzahlen keinen Bezug zu den für den Vollantrag vergebenen Punktzahlen haben.
Für das Konzeptpapier wird eine Gesamtpunktzahl aus insgesamt 50 Punkten entsprechend der untenstehenden Aufschlüsselung im Bewertungsbogen vergeben. Außerdem wird bei der Bewertung geprüft, ob die in Teil A des Zuschussantragsformulars enthaltenen Hinweise für die Abfassung des Konzeptpapiers beachtet wurden.
Die Bewertungskriterien sind in Kategorien und Teilkategorien gegliedert. Für jede Teilkategorie kann eine Punktzahl zwischen 1 und 5 vergeben werden, wobei die Punktzahlen folgender Bewertung entsprechen: 1 = sehr schlecht; 2 = schlecht; 3 = ausreichend; 4 = gut; 5 = sehr gut.
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	5
	

	
	5 (x 2) *
	

	
	5 (x 2) *
	

	3. Nachhaltigkeit der Maßnahme
	Teilpunkt​zahl
	10

	3.1
Bewertung der Ermittlung der wesentlichen Annahmen und Risiken vor dem Anlauf der Maßnahme und während des Durchführungszeitraums
3.2
Bewertung der Ermittlung der langfristigen und nachhaltigen Wirkung auf die Zielgruppen und Endbegünstigten
	5
	

	
	5
	

	GESAMTPUNKTZAHL
	
	50


* Diese Punktzahlen werden angesichts ihrer Wichtigkeit mit 2 multipliziert.
Nach der Bewertung aller Konzeptpapiere wird eine Liste erstellt, in der die vorgeschlagenen Maßnahmen in der Rangfolge ihrer Gesamtpunktzahl aufgeführt sind.
Im ersten Schritt werden nur die Konzeptpapiere mit einer Mindestpunktzahl von 12 Punkten in der Kategorie „Relevanz“ sowie einer Gesamtpunktzahl von mindestens 30 Punkten in der Vorauswahl berücksichtigt.
Im zweiten Schritt wird die Liste der Konzeptpapiere entsprechend der Rangfolge auf diejenigen eingeschränkt, deren Summe der beantragten Beiträge sich auf < Zahl einfügen, mindestens das Zweifache > des für diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen verfügbaren Budgets beläuft, wobei die pro Los als Richtbetrag vorgesehenen Haushaltsmittel berücksichtigt werden. [Bei nichtoffenen Aufforderungen einzufügen: Die in der Vorauswahl berücksichtigten Antragsteller werden anschließend zur Einreichung des Vollantrags aufgefordert.] [Bei offenen Aufforderungen einzufügen: Der Bewertungsausschuss fährt mit der Bewertung der Antragsteller fort, deren Vorschläge in der Vorauswahl berücksichtigt wurden.]
(3) SCHRITT 3: BEWERTUNG DES VOLLANTRAGS
[Nichtoffene Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen
ERÖFFNUNGSSITZUNG UND PRÜFUNG DER EINHALTUNG DER FORMELLEN VORAUSSETZUNGEN DES VOLLANTRAGSFORMULARS
Folgende Aspekte werden bewertet:
· Die Frist für die Einreichung der Vorschläge wurde eingehalten. Wurde die Einreichungsfrist nicht eingehalten, wird der Antrag automatisch abgelehnt.
· Das Vollantragsformular erfüllt alle Kriterien, die in den Punkten 1 bis 8 der Checkliste (Teil B Abschnitt V des Zuschussantragsformulars) angegeben sind. Fehlt eine der erforderlichen Informationen oder ist sie fehlerhaft, kann der Antrag allein deshalb abgelehnt und nicht weiter bewertet werden.
Nach der Eröffnungssitzung und der Prüfung der Einhaltung der formellen Voraussetzungen sendet der öffentliche Auftraggeber allen Antragstellern ein Schreiben, in dem diese darüber informiert werden, ob ihr Antrag fristgerecht eingegangen ist und ob ihr Antrag für die weitere Bewertung empfohlen wurde.
BEWERTUNG DES VOLLANTRAGSFORMULARS]
Die Bewertung der Qualität der Anträge, einschließlich des vorgeschlagenen Budgets, und der Leistungsfähigkeit des Antragstellers und seiner Partner erfolgt in Übereinstimmung mit den im nachstehenden Bewertungsbogen festgelegten Bewertungskriterien. Es gibt zwei Arten von Bewertungskriterien: Auswahl- und Zuschussvergabekriterien.
Die Auswahlkriterien sollen dabei helfen, die finanzielle und operationelle Leistungsfähigkeit der Antragsteller zu bewerten, um zu gewährleisten, dass sie
· über ausreichende und solide Finanzierungsquellen verfügen, um ihre Tätigkeit während der Dauer der Durchführung der Maßnahme aufrechtzuerhalten und sich gegebenenfalls an ihrer Finanzierung zu beteiligen;
· über die erforderlichen Verwaltungskapazitäten, die berufliche Leistungsfähigkeit und die Qualifikationen verfügen, um die vorgeschlagene Maßnahme zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen. Dies gilt auch für die Partner des Antragstellers.
Mit Hilfe der Zuschussvergabekriterien kann die Qualität der eingereichten Anträge in Bezug auf die festgesetzten Ziele und Prioritäten bewertet werden, so dass die Zuschüsse für Maßnahmen vergeben werden, die zur größtmöglichen Gesamtwirkung der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen beitragen. Sie ermöglichen die Auswahl von Anträgen, bei denen der öffentliche Auftraggeber davon ausgehen kann, dass sie mit seinen Zielen und Prioritäten in Einklang stehen und die Sichtbarkeit der Finanzierung durch [die EU] [den EEF] gewährleisten (siehe http://ec.europa.eu/europeaid/work/visibility/index_en.htm). Die Zuschussvergabekriterien betreffen Aspekte wie Relevanz der Maßnahme, Vereinbarkeit mit den Zielen der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, Qualität, erwartete Wirkungen, Nachhaltigkeit und Kosteneffizienz.
Benotung:
Die Bewertungskriterien sind in Abschnitte und Unterabschnitte gegliedert. Für jeden Unterabschnitt kann eine Punktzahl zwischen 1 und 5 vergeben werden, wobei die Punktzahlen folgender Bewertung entsprechen: 1 = sehr schlecht; 2 = schlecht; 3 = ausreichend; 4 = gut; 5 = sehr gut.
Bewertungsbogen
	Abschnitt
	Höchst​punktzahl

	1. Finanzielle und operationelle Leistungsfähigkeit
	20

	1.1 Verfügen der Antragsteller und, sofern zutreffend, seine Partner über ausreichende Erfahrung mit dem Management von Projekten?
	5

	1.2 Verfügen der Antragsteller und, sofern zutreffend, seine Partner über ausreichendes Fachwissen? (u a. Kenntnis der zu behandelnden Fragen)
	5

	1.3 Verfügen der Antragsteller und, sofern zutreffend, seine Partner über ausreichende Verwaltungskapazitäten?
(u. a. Personal, Ausrüstung und Fähigkeit zur Verwaltung des Budgets für die Maßnahme)
	5

	1.4 Verfügt der Antragsteller über ausreichende und solide Finanzierungsquellen?
	5

	2. Relevanz
	25

	2.1 Wie relevant ist der Vorschlag für die Ziele und eine oder mehrere der Prioritäten der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen?
Hinweis: 5 Punkte (sehr gut) werden nur vergeben, wenn der Vorschlag mindestens eine Priorität ausdrücklich behandelt.

Hinweis: 5 Punkte (sehr gut) werden nur vergeben, wenn der Vorschlag spezifische Elemente enthält, die einen zusätzlichen Nutzen mit sich bringen, z. B. Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern und der Chancengleichheit usw.
	5 x 2

	2.2 Wie relevant ist der Vorschlag für die besonderen Bedürfnisse und Zwänge der Zielländer oder ‑regionen? (u. a. Vermeidung von Doppelaufwand und Erzielung von Synergieeffekten mit anderen EU-Maßnahmen)
	5

	2.3 Wie genau sind die Beteiligten (Endbegünstigte, Zielgruppen) festgelegt und wie strategisch sind sie ausgewählt? Sind ihre Bedürfnisse genau festgelegt, und trägt der Vorschlag ihnen in geeigneter Weise Rechnung?
	5 x 2

	3. Methodik
	25

	3.1 Sind die vorgeschlagenen Aktionen geeignet, praktisch und mit den Zielen und den erwarteten Ergebnissen vereinbar?
	5

	3.2 Wie konsistent ist die Konzeption der Maßnahme insgesamt? (insbesondere: Trägt sie der Analyse der zu lösenden Probleme Rechnung, sind externe Faktoren berücksichtigt und ist eine Evaluierung vorgesehen?) 
	5

	3.3 Ist der Umfang der Beteiligung der Partner und/oder anderer Interessengruppen an der Maßnahme zufriedenstellend?
	5

	3.4 Ist der Aktionsplan klar und durchführbar?
	5

	3.5 Enthält der Vorschlag objektiv überprüfbare Indikatoren für die Ergebnisse der Maßnahme?
	5


	4. Nachhaltigkeit
	15

	4.1 Sind greifbare Auswirkungen der Maßnahme auf die Zielgruppen zu erwarten?
	5

	4.2 Sind Multiplikatoreffekte des Vorschlags zu erwarten? (u. a. Möglichkeiten für die Wiederholung und Erweiterung der Ergebnisse der Maßnahme und Verbreitung von Informationen)
	5

	4.3 Sind die erwarteten Ergebnisse der vorgeschlagenen Maßnahme nachhaltig:
- finanziell (Wie werden die Aktionen nach Auslaufen der Finanzierung finanziert?)
- institutionell (Werden bei Abschluss der Maßnahme Strukturen bestehen, die eine Fortsetzung der Aktionen ermöglichen? Werden sich die örtlichen Akteure die Ergebnisse der Maßnahme zu eigen machen?)
- (gegebenenfalls) politisch (Welche strukturellen Auswirkungen wird die Maßnahme haben, führt sie z. B. zu einer Verbesserung der Rechtsvorschriften, Verhaltenskodizes, Methoden usw.?)
- (gegebenenfalls) ökologisch (Wirkt sich die Maßnahme negativ/positiv auf die Umwelt aus?)
	5


	5. Budget und Kosteneffizienz
	15

	5.1 Ist das Verhältnis zwischen den veranschlagten Kosten und den erwarteten Ergebnissen zufriedenstellend?
	5

	5.2 Sind die vorgeschlagenen Ausgaben für die Durchführung der Maßnahme erforderlich?
	5 x 2

	Höchstpunktzahl insgesamt
	100


Hinweis zu Abschnitt 1 „Finanzielle und operationelle Leistungsfähigkeit“
Beträgt die durchschnittliche Gesamtpunktzahl für Abschnitt 1 weniger als 12 Punkte, wird der Antrag abgelehnt.
Hinweis zu Abschnitt 2 „Relevanz“
Beträgt die durchschnittliche Gesamtpunktzahl für Abschnitt 2 weniger als 20 Punkte, wird der Antrag abgelehnt.
Vorläufige Auswahl
Im Anschluss an die Bewertung wird eine Tabelle erstellt, in der die Anträge, die im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel liegen, in der Rangfolge ihrer Punktzahl aufgeführt sind; außerdem wird eine Reserveliste nach denselben Kriterien erstellt.
Hinweis: Die in dieser Phase vergebenen Punktzahlen haben keinen Bezug zu den für das Konzeptpapier zu dem entsprechenden Antrag vergebenen Punktzahlen.
(4)
SCHRITT 4: ÜBERPRÜFUNG DER FÖRDERFÄHIGKEIT DES ANTRAGSTELLERS UND SEINER PARTNER
Die Überprüfung der Förderfähigkeit anhand der vom öffentlichen Auftraggeber verlangten Nachweise (siehe Abschnitt 2.4) erfolgt nur für die Anträge, die aufgrund ihrer Punktzahl und im Rahmen der für diese Aufforderung verfügbaren Haushaltsmittel vorläufig ausgewählt wurden.
· Die Erklärung des Antragstellers (Teil B Abschnitt VI des Zuschussantragformulars) wird anhand der vom Antragsteller vorgelegten Nachweise überprüft. Fehlende Nachweise oder eine fehlende Übereinstimmung zwischen der Erklärung des Antragstellers und den Nachweisen können zur automatischen Ablehnung des Antrags allein auf dieser Grundlage führen.
· Die Förderfähigkeit des Antragstellers, der Partner und der Maßnahme wird gemäß den in den Abschnitten 2.1.1, 2.1.2 und 2.1.3 dargelegten Kriterien überprüft.
Nach dieser Überprüfung wird ein abgelehnter Antrag gegebenenfalls durch den nächstbestplatzierten Antrag aus der Reserveliste ersetzt, der im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel liegt; dieser Antrag wird anschließend im Hinblick auf die Förderfähigkeit des Antragstellers und seiner Partner überprüft.
2.4
Einreichung der Nachweise für die vorläufig ausgewählten Anträge
Antragsteller, die vorläufig ausgewählt oder in die Reserveliste aufgenommen wurden, werden in einem Schreiben des öffentlichen Auftraggebers darüber informiert. Die Antragsteller werden gebeten, die nachstehenden Unterlagen einzureichen, um dem öffentlichen Auftraggeber die Überprüfung der Förderfähigkeit der Antragsteller und ihrer Partner zu ermöglichen: 

Nur für zentral verwaltete Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen: [Nachweise können/müssen über PADOR eingereicht werden, siehe Abschnitt 2.2.]
1.
Statuten der antragstellenden Organisation 
 und der Partnerorganisationen. Falls die Förderfähigkeit des Antragstellers bereits in einer anderen Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen derselben Haushaltslinie bestätigt wurde – wobei diese Bestätigung der Förderfähigkeit nicht mehr als zwei Jahre vor der Frist für die Einreichung der Anträge liegen darf –, kann der Antragsteller anstelle seiner Statuten eine Kopie des Nachweises der Förderfähigkeit im Rahmen einer früheren Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen vorlegen (z. B. eine Kopie der Besonderen Bedingungen eines innerhalb des Bezugszeitraums vergebenen Zuschussvertrags), sofern sich seine Rechtsstellung in der Zwischenzeit nicht geändert hat. 
 [Bei der Förderfähigkeit internationaler Organisationen: Diese Verpflichtung gilt nicht für internationale Organisationen, die eine Rahmenvereinbarung mit der Europäischen Kommission geschlossen haben. Eine Liste der betreffenden Rahmenvereinbarungen finden Sie unter:
 http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/implementation/international_organisations/index_en.htm]
2.
[Falls der beantragte Zuschuss 500 000 EUR (100 000 EUR bei einem Betriebskostenzuschuss) übersteigt, ein von einem zugelassenen externen Rechnungsprüfer erstellter Bericht, der die Rechnungslegung des Antragstellers für das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr bescheinigt.
Bei der Förderfähigkeit internationaler Organisationen: Diese Verpflichtung gilt nicht für internationale Organisationen.
Bei der Förderfähigkeit öffentlicher Einrichtungen: Diese Verpflichtung gilt nicht für öffentliche Einrichtungen.
Bei der Förderfähigkeit und in Abhängigkeit von der Risikobewertung des Anweisungsbefugten: Diese Verpflichtung gilt nicht für Hochschulen und Sekundarschulen.]
3.
Kopie der neuesten Rechnungslegungsunterlagen des Antragstellers (Gewinn- und Verlustrechnung und Bilanz für das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr) 
.
4.
Vom Antragsteller ordnungsgemäß ausgefülltes und unterzeichnetes Formular „Rechtsträger“ (siehe Anhang D dieser Leitlinien) zusammen mit den darin geforderten Belegen. Hat der Antragsteller bereits einen Vertrag mit dem öffentlichen Auftraggeber abgeschlossen, kann er statt des Formulars „Rechtsträger“ und den zugehörigen Nachweisen seine Rechtsträgernummer angeben, sofern in der Zwischenzeit keine Änderung eingetreten ist.
5.
Ein Formular „Finanzangaben“ gemäß dem Muster in Anhang E dieser Leitlinien, das von der Bank bestätigt wurde, an die die Zahlungen geleistet werden. Diese Bank muss in dem Land niedergelassen sein, in dem der Antragsteller registriert ist. Hat der Antragsteller bereits einen Vertrag mit der Europäischen Kommission abgeschlossen oder hat die Europäische Kommission bereits Zahlungen für einen Vertrag geleistet, kann der Antragsteller stattdessen eine Kopie des damaligen Formulars „Finanzangaben“ beilegen, sofern sich sein Bankkonto in der Zwischenzeit nicht geändert hat.
6.
[Weitere erforderliche Nachweise aufführen].
Werden die geforderten Nachweise nicht in PADOR hochgeladen, sind sie als Originale oder als Fotokopien oder als eingescannte Version (wobei Stempel, Unterschriften und Datumsangaben lesbar sein müssen) der betreffenden Originale vorzulegen. Die Formulare „Rechtsträger“ und „Finanzangaben“ müssen jedoch stets als Original vorgelegt werden.
Liegen diese Unterlagen nicht in einer der Amtssprachen der Europäischen Union [oder in der Sprache des Landes, in dem die Maßnahme durchgeführt wird,] vor, ist eine Übersetzung der für den Nachweis der Förderfähigkeit des Antragstellers relevanten Teile dieser Unterlagen in < die Sprache/eine der Sprachen der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen > beizufügen, wobei diese Übersetzung zum Zweck der Prüfung des Antrags ausschlaggebend ist.
Liegen diese Unterlagen in einer der Amtssprachen der Europäischen Union vor, die nicht < die Sprache/eine der Sprachen der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen > ist, wird jedoch dringend empfohlen, eine Übersetzung der für den Nachweis der Förderfähigkeit des Antragstellers relevanten Teile der Unterlagen in < die Sprache/eine der Sprachen der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen > vorzulegen, um die Bewertung der Unterlagen zu erleichtern.
Werden die obengenannten Nachweise nicht vor Ablauf der Frist vorgelegt, die in dem Schreiben des öffentlichen Auftraggebers an den Antragsteller mit der Bitte um Vorlage dieser Nachweise festgelegt ist, kann der Antrag abgelehnt werden.
Auf der Grundlage der Überprüfung der Nachweise gibt der Bewertungsausschuss dem öffentlichen Auftraggeber, der über die Vergabe der Zuschüsse entscheidet, eine endgültige Empfehlung.
2.5
Benachrichtigung von der Entscheidung des öffentlichen Auftraggebers
2.5.1 Inhalt der Entscheidung
Dem Antragsteller wird schriftlich mitgeteilt, wie der öffentliche Auftraggeber über seinen Antrag entschieden hat, und im Falle einer Ablehnung werden die Gründe für die negative Entscheidung mitgeteilt.

Fühlt sich ein Antragsteller durch einen Fehler oder eine Unregelmäßigkeit im Vergabeverfahren in seinen Rechten verletzt, so kann er sich direkt an den öffentlichen Auftraggeber wenden. Siehe dazu Abschnitt 2.4.15 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen.
2.5.2 Vorläufiger Zeitplan
	
	DATUM
	UHRZEIT *

	Informationstreffen (falls vorgesehen)
	< Datum/entfällt >
	< Uhrzeit/ entfällt >

	Letzter Termin für Anfragen beim öffentlichen Auftraggeber zur Klarstellung
	< Datum 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Vorschläge >
	< Uhrzeit >

	Letzter Tag an dem eine Klarstellung durch den öffentlichen Auftraggeber erfolgt
	< Datum 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Einreichung der Vorschläge >
	-

	Frist für die Einreichung [nichtoffenes Verfahren: der Konzeptpapiere/offenes Verfahren: des Antragsformulars]
	< Datum >
	< Uhrzeit >

	Information der Antragsteller über die Eröffnungssitzung und die Prüfung der Einhaltung der formellen Voraussetzungen (Schritt 1)
	< Datum > *
	-

	Information der Antragsteller über die Bewertung der Konzeptpapiere (Schritt 2)
	< Datum > *
	-

	[Nichtoffenes Verfahren: Aufforderung zur Einreichung des Vollantragsformulars]
	< Datum > *
	-

	[Nichtoffenes Verfahren: Frist für die Einreichung des Vollantragsformulars]
	< Datum frühestens 45 Tage nach der Aufforderung zur Einreichung des Vollantrags​formulars> *
	-

	Information der Antragsteller über die Bewertung des Vollantragsformulars (Schritt 3)
	< Datum > *
	-

	Benachrichtigung über die Zuschussvergabe (nach der Überprüfung der Förderfähigkeit) (Schritt 4)
	< Datum > *
	-

	Unterzeichnung des Vertrags
	< Datum > *
	-


* Vorläufiges Datum. Alle Zeitangaben beziehen sich auf die Zeitzone, in der der Staat des öffentlichen Auftraggebers liegt.
2.6
Bedingungen für die Durchführung der Massnahme nach der Entscheidung des öffentlichen Auftraggebers über die Zuschussvergabe
Nach der Entscheidung über die Zuschussvergabe wird dem Zuschussempfänger ein Vertrag angeboten, der dem Standardvertrag des öffentlichen Auftraggebers (siehe Anhang F dieser Leitlinien) entspricht. Durch die Unterzeichnung des Antragsformulars (Anhang A dieser Leitlinien) erklärt der Antragsteller, dass er im Fall einer Zuschussvergabe die im Standardvertrag festgelegten Vertragsbedingungen annimmt.
[Bei internationalen Organisationen: Ist der erfolgreiche Antragsteller eine internationale Organisation, wird anstelle des Standardzuschussvertrags die mit einer internationalen Organisation geschlossene Standardbeitragsvereinbarung oder ein anderer zwischen der betreffenden internationalen Organisation und dem öffentlichen Auftraggeber vereinbarter Mustervertrag verwendet; Voraussetzung hierfür ist, dass die betreffende internationale Organisation die Garantien leistet, die in Artikel 53d Absatz 1 der Haushaltsordnung vorgesehen sind, wie in Kapitel 7 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen beschrieben.]
Vergabe von Aufträgen für die Durchführung der Maßnahme
Ist für die Durchführung der Maßnahme die Vergabe von Aufträgen erforderlich, so muss der Zuschussempfänger in Einklang mit den Grundsätzen der Transparenz und der Gleichbehandlung der potenziellen Auftragnehmer und unter Vermeidung von Interessenkonflikten dem Bieter mit dem wirtschaftlich günstigsten Angebot, d. h. dem Angebot mit dem besten Verhältnis zwischen Preis und Qualität, den Zuschlag erteilen. Zu diesem Zweck muss der Zuschussempfänger die Verfahren in Anhang IV des Vertrags einhalten.
3.
LISTE DER ANHÄNGE
AUSZUFÜLLENDE DOKUMENTE
Anhang A: Zuschussantragsformular (Word)
Anhang B: Budget (Excel)
[Anhang C: Projektplanungsübersicht (Excel) 
]
[Anhang D: Formular „Rechtsträger“ (Excel) 
]
[Anhang E: Formular „Finanzangaben“]
DOKUMENTE ZUR INFORMATION
Anhang F: Standardvertrag
-
Anhang II:
Allgemeine Bedingungen für von der Europäischen Union finanzierte Zuschussverträge für Massnahmen im Aussenbereich
-
Anhang IV:
Vergabeverfahren
-
Anhang V:
Standardzahlungsantrag
-
Anhang VI:
Vorlage für beschreibende Berichte und Finanzbericht
[-Anhang VII:
Vorlage für einen Ausgabenprüfungsbericht und Leistungsbeschreibung zur Ausgabenüberprüfung eines von der Europäischen Union finanzierten Zuschussvertrags für Massnahmen im Aussenbereich]
[-Anhang VIII:
Muster für eine finanzielle Sicherheit]
Anhang G: Tagegeldsätze, verfügbar unter: http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/implementation/index_en.htm
[Anhang H: Standardbeitragsvereinbarung; anwendbar, wenn der Zuschussempfänger eine internationale Organisation ist]
Leitfaden zu Projektzyklusmanagement
http://ec.europa.eu/europeaid/multimedia/publications/publications/manuals-tools/t101_en.htm 
� 	Nach vorheriger Genehmigung durch die zuständigen Dienststellen der Europäischen Kommission können Zuschussanträge förderfähig sein, die von Einrichtungen eingereicht werden, die nach dem einschlägigen nationalen Recht keine Rechtspersönlichkeit besitzen, sofern ihre Vertreter befugt sind, in ihrem Namen rechtliche Verpflichtungen und finanzielle Verbindlichkeiten für sie einzugehen.


� 	Internationale Organisationen sind durch zwischenstaatliche Abkommen errichtete internationale Organisationen im öffentlichen Sektor und deren Sonderagenturen; das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) und der Internationale Verband der nationalen Gesellschaften des Roten Kreuzes und des Roten Halbmonds, die Europäische Investitionsbank (EIB) und der Europäische Investitionsfonds (EIF) gelten ebenfalls als internationale Organisationen.


� 	Diese Staatsangehörigkeit ist auf der Grundlage der Statuten der Organisation zu bestimmen, die belegen sollten, dass die Organisation durch ein Rechtsinstrument nach dem nationalen Recht des betreffenden Landes errichtet wurde. In diesem Zusammenhang kann ein Rechtsträger, dessen Statuten in einem anderen Land festgelegt wurden, nicht als förderfähige lokale Organisation angesehen werden, selbst wenn die Statuten lokal eingetragen oder ein „Memorandum of Understanding“ geschlossen wurde.


�	Für Anträge auf einen Zuschuss, der 25 000 EUR nicht übersteigt, werden keine Nachweise verlangt.


�	Sind der Antragsteller und/oder der/die Partner eine öffentlich-rechtliche Einrichtung, muss eine Kopie des betreffenden Gesetzes vorgelegt werden.


�	Nur einzufügen, wenn sich die Voraussetzungen für die Förderfähigkeit seit der vorherigen Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen nicht geändert haben.


� 	Diese Verpflichtung gilt nicht für natürliche Personen, die Stipendien erhalten haben, sowie für öffentliche Einrichtungen oder internationale Organisationen. Diese Verpflichtung entfällt ebenfalls, wenn es sich bei den Rechnungslegungsunterlagen um dieselben Unterlagen handelt wie in dem Bericht über die externe Rechnungsprüfung, der gemäß Abschnitt 2.4.2 bereits vorgelegt wurde.


�	Optional, wenn der Gesamtbetrag der im Rahmen der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zu vergebenden Zuschüsse 100 000 EUR nicht überschreitet.


�	Nur zutreffend, wenn die Europäische Kommission der öffentliche Auftraggeber ist oder Zahlungen im Rahmen der unterzeichneten Verträge leistet.
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